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Bekanntmachung des Wirtschaftsplanes des GWAZ 
für das Wirtschaftsjahr 2015                   

Aufgrund des § 7 Nr. 3 und des § 14 Absatz 1 der Eigenbe-
triebsverordnung für das Land Brandenburg hat die Verbands-
versammlung des Gubener Wasser- und Abwasserzweckver-
bandes durch Beschluss vom 18.02.2015 den Wirtschaftsplan 
für das gesamte Verbandsgebiet für das Wirtschaftsjahr 2015 
festgestellt.

1.	 Es betragen

1.1. 	 im Erfolgsplan
 	 die Erträge � 10.182.000,00 €
 	 die Aufwendungen � 9.891.000,00 €
 	 der Jahresgewinn � 291.000,00 €
 	 der Jahresverlust � 0,00 €

1.2. 	 im Finanzplan
 	 Mittelzufluss
		 aus laufender Geschäftstätigkeit� 2.105.000,00 €

 	 Mittelabfluss
		 aus der Investitionstätigkeit� 4.347.000,00 €
		 Mittelabfluss
		 aus der Finanzierungstätigkeit� 378.000,00 €

2.  	 Es werden festgesetzt

2.1. 	 der Gesamtbetrag der Kredite auf � 1.000.000,00 €

2.2. 	 der Gesamtbetrag der Ver-
 	 pflichtungsermächtigungen auf� 56.000,00 €

2.4. 	 die Verbandsumlage� 0,00 €

ausgefertigt	 Peter Jeschke 	 Thomas Hähle
am 19.02.2015 	 Verbandsvorsteher 	 Vorsitzender der 
		  Verbandsversammlung 

Bekanntmachung der Beschlüsse der öffentlichen Verbandsversammlung 
des Gubener Wasser- und  Abwasserzweckverbandes am 29.06.2015

Beschluss Nr. VV 27/15
Feststellung des Jahresabschlusses 2014 des Gubener Wasser- 
und  Abwasserzweckverbandes
Die Verbandsversammlung beschließt, 
der vorliegende Jahresabschluss zum 31.12.2014 wird auf Ba-
sis des vorliegenden Jahresabschlussberichtes und des vorge-
tragenen Berichtes der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Göken, 
Pollak & Partner Treuhandgesellschaft festgestellt. 

Beschluss Nr. VV 28/15
Verwendung des Jahresüberschusses aus dem Jahresabschluss 
des Gubener Wasser- und  Abwasserzweckverbandes für das 
Jahr 2014
Die Verbandsversammlung beschließt,
den Jahresüberschuss in Höhe von 441.518,68 € des Jahres 2014 
auf neue Rechnung vorzutragen.

Beschluss Nr. VV 29/15
Entlastung des Vorstandes des Gubener Wasser- und Abwas-
serzweckverbandes für das Wirtschaftsjahr 2014
Die Verbandsversammlung beschließt,
die Entlastung des Vorstandes für das Wirtschaftsjahr 2014 
wird auf Basis des festgestellten Jahresabschlusses erteilt.

Beschluss Nr. VV 30/15
Entlastung des Geschäftsführers des Gubener Wasser- und Ab-
wasserzweckverbandes für das Wirtschaftsjahr 2014
Die Verbandsversammlung beschließt, 
die Entlastung des Geschäftsführers für das Wirtschaftsjahr 
2014 wird auf Basis des festgestellten Jahresabschlusses erteilt.

Bekanntmachungsanordnung

Der vorstehende Wirtschaftsplan 2015 des Gubener Wasser- und Abwasserzweckverbandes für das Wirtschaftsjahr 2015, be-
schlossen am 18.02.2015 durch die Verbandsversammlung mit Beschluss-Nr. VV 25/15, wird hiermit nach den Bestimmungen 
der Verbandssatzung öffentlich bekannt gemacht.
Gemäß § 67 Abs. 5 Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) liegt der Wirtschaftsplan mit seinen Anlagen 
vom 03.08.2015 bis 14.08.2015 in den Geschäftsräumen des GWAZ, in 03172 Guben, Kaltenborner Straße 91 (Einfahrt: Erich-
Weinert-Straße), von 9:00 bis 15:00 Uhr im Raum 12b öffentlich zur Einsichtnahme aus. 

Guben, 30.06.2015

i.V. F. Mahro
Verbandsvorsteher
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Präambel

Auf der Grundlage

- des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land 
Brandenburg (GKGBbg) vom 10. Juli 2014 (GVBl. I/14, [Nr. 32]),

- der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgK-
Verf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, [Nr. 19], S. 286), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 2014          
(GVBl. I/14,[ Nr. 32]),

- des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg 
(KAG) in der Fassung der  Bekanntmachung vom 31. März 2004 
(GVBl. I/04, [Nr. 08], S.174), zuletzt geändert durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 10. Juli 2014  (GVBl. I/14, [Nr. 32]), 

- der Entwässerungssatzung des GWAZ in ihrer jeweils gültigen 
Fassung

hat die Verbandsversammlung des Gubener Wasser- und Ab-
wasserzweckverbandes auf ihrer Sitzung am 29.06.2015 mit 
Beschluss Nr. VV 32/15 die folgende  Abwasseranschlussbei-
tragssatzung  beschlossen.

§ 1
Grundsatz

Zum Ersatz des durchschnittlichen Investitionsaufwandes für 
die Herstellung, Anschaffung,  von leitungsgebundenen öffent-
lichen Einrichtungen und Anlagen der Abwasserbeseitigung als 
Abgeltung der durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme ge-
botenen wirtschaftlichen Vorteile werden nach Maßgabe dieser 
Satzung Beiträge festgesetzt und erhoben.
Der Gubener Wasser- und Abwasserzweckverband betreibt zur 
Abwasserbeseitigung drei zentrale Entwässerungsanlagen als 
rechtlich selbständige öffentlich- rechtliche Einrichtungen und 
zwar

-	 eine rechtlich selbständige Anlage zur Abwasserentsor-
gung in der Stadt Guben (mit Ausnahme des Industrie-
gebiets Guben - Süd) sowie den Ortsteilen Atterwasch, 
Bärenklau, Grabko, Grano, Groß Drewitz, Groß Gastro-
se, Kerkwitz, Krayne, Lauschütz, Lübbinchen, Pinnow, 
Reicherskreuz, Schenkendöbern, Sembten und Tauben-
dorf der Gemeinde Schenkendöbern, dem Ortsteil Grie-
ßen der Gemeinde Jänschwalde, in der Gemeinde Nei-
ßemünde und den Ortsteilen Bahro, Bomsdorf, Göhlen, 
Henzendorf, Ossendorf und Steinsdorf der Gemeinde 
Neuzelle (Anlage E I)

-	 eine rechtlich selbständige Anlage zur Abwasserentsor-
gung im Ortsteil Staakow der Gemeinde Schenkendö-
bern, in der Gemeinde Jamlitz, im Ortsteil Speichrow 
der Gemeinde Schwielochsee, im Gemeindeteil Grunow 
der Gemeinde Grunow-Dammendorf sowie in den Städ-
ten Friedland und Lieberose (Anlage E II)

-	 und eine rechtlich selbständige Anlage zur Abwasserent-
sorgung in der Gemeinde Schwielochsee ohne den Orts-
teil Speichrow und den Ortsteilen Briescht, Kossenblatt, 
Mittweide, Ranzig, Stremmen und Trebatsch der Ge-
meinde Tauche (Anlage E III).

Die räumliche Abgrenzung der Entsorgungsgebiete der einzel-
nen öffentlichen Anlagen ergibt sich aus der beigefügten Anla-
ge 1, die Bestandteil dieser Satzung ist. Art, Lage und Umfang 
der Entsorgungsanlagen bestimmt der Zweckverband. Soweit 
nachfolgende Rechte und Pflichten von Grundstückseigentü-
mern in Bezug auf die zentralen Entwässerungsanlagen nor-
miert sind, gelten diese hinsichtlich der Anlage, in deren Gebiet 
das Grundstück gelegen ist.

§ 2
Gegenstand der Beitragspflicht

(1)	 Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die 
öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen werden 
können und für die

   
a)	 eine bauliche, gewerbliche oder industrielle Nut-

zung festgelegt ist, sobald sie bebaut oder gewerb-
lich bzw. industriell genutzt werden dürfen,

b)	 eine bauliche, gewerbliche oder industrielle Nut-
zung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Ver-
kehrsauffassung Bauland sind und nach der ge-
ordneten baulichen Entwicklung der  zuständigen 
Gemeinde zur Bebauung oder zur gewerblichen 
Nutzung anstehen.

(2) 	 Für Grundstücke, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Satzung bereits an die leitungsgebundenen Ein-
richtungen und Anlagen der Abwasserbeseitigung an-
geschlossen werden konnten, entsteht die Anschluss-
beitragspflicht mit dem Inkrafttreten der Satzung. Das 
gleiche gilt für Grundstücke, die beim Inkrafttreten 

Abwasseranschlussbeitragssatzung des
Gubener Wasser- und Abwasserzweckverbandes

Beschluss Nr. VV 31/15
Entlastung des Verbandsvorstehers des Gubener Wasser- und 
Abwasserzweckverbandes für das Wirtschaftsjahr 2014
Die Verbandsversammlung beschließt,
die Entlastung des Verbandsvorstehers für das Wirtschaftsjahr 
2014 auf Basis des festgestellten Jahresabschlusses.

Beschluss Nr. VV 32/15
Bestätigung der Anschlussbeitragssatzung
Die Verbandsversammlung beschließt,
die Neufassung der Anschlussbeitragssatzung in der dem Be-
schluss anliegenden Form.
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dieser Satzung  bereits angeschlossen waren.

(3) 	 Wird ein Grundstück an die Abwasseranlage tatsächlich 
angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch 
dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht 
vorliegen.

(4)	 Der Beitragspflicht unterliegen auch Grundstücke oder 
Teile von Grundstücken im  Außenbereich, soweit für 
diese die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Einrich-
tung oder Anlage besteht.

§ 3
Beitragsmaßstab im Entsorgungsgebiet 
der rechtlich selbständigen Anlage E I

(1) 	 Maßstab für den Anschlussbeitrag ist die modifizierte 
Grundstücksfläche. Als Grundstücksfläche gilt:

1.	 Bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes 
die Fläche, auf die der  Bebauungsplan die bauliche, 
gewerbliche, industrielle oder sonstige Nutzungsfest-
setzung bezieht; 

 
2.	 Bei einem Grundstück, für das kein Bebauungs-

plan besteht und das innerhalb eines im Zusammen-
hang bebauten Ortsteils (Gemeindeteils, Stadtteils) 
[§ 34BauGB] liegt, die gesamte innerhalb des im 
Zusammenhang bebauten Ortsteils (Gemeindeteils, 
Stadtteils) liegende Grundstücksfläche. Die räumli-
che Abgrenzung dieser Flächen ergibt sich aus den 
beim Gubener Wasser- und Abwasserzweckverband 
geführten und einsehbaren Listen und Karten, welche 
auf den beschlossenen Satzungen und Plänen der Ver-
bandsmitglieder beruhen.

          
3.	 Bei einem Grundstück, das über die sich nach den Zif-

fern 1 und 2 ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder 
in sonstiger Weise genutzt wird, und das mit einer 
Grundstücksgrenze an das Grundstück, unter dem der 
Kanal verläuft (Kanalgrundstück), angrenzt, die Flä-
che zwischen der dem Kanalgrundstück zugewandten 
Grundstücksseite und einer dazu verlaufenden Par-
allele, deren Abstand durch die rückwärtige Grenze 
eines vorhandenen Gebäudes oder einer ausgeübten 
Nutzung bestimmt wird. 

             
4.	 Bei einem Grundstück im Außenbereich (§ 35 BauGB) 

die Grundfläche der Gebäude, die zur Sicherung der 
Erschließung nach Maßgabe des Bauordnungsrechts 
mit Anlagen zur Beseitigung des bei ihrer Nutzung 
anfallenden Abwassers auszustatten sind. Die Grund-
fläche dieser Gebäude ist durch die Grundflächenzahl 
0,2 zu teilen. Die so ermittelte Grundstücksfläche darf 
die tatsächliche Fläche des bebauten Grundstücks 
nicht überschreiten. Die nach Satz 1 und 2 ermittelte 
Grundstücksfläche wird den Gebäuden dergestalt zu-
geordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Ab-
stand von den Außenwänden der Gebäude verlaufen, 

wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgren-
ze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächen-
ergänzung auf dem Grundstück erfolgt. Die Lage und 
die Größe der Abgeltungsfläche ist im Bescheid durch 
Beifügung eines Flurkartenauszugs auszuweisen.

(2)	 Bei der Erschließungsmöglichkeit eines Grundstücks 
von mehreren Seiten wird das Grundstück von der Seite 
aus veranlagt, von welcher es an die öffentliche Entwäs-
serungsanlage angeschlossen ist bzw. von welcher der 
Zweckverband die Erschließung plant. Im Zweifel ist da-
zu eine planerische Festlegung zu treffen.

            
(3)	 Die ermittelte Grundstücksfläche wird entsprechend der 

Ausnutzbarkeit mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, 
der im Einzelnen beträgt:

  	 1. bei Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss� 1,00
    	 2. bei Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen� 1,25
    	 3. bei Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen� 1,50
    	 4. für jedes weitere Vollgeschosse zusätzlich� 0,25

	 Vollgeschoss im Sinne dieser Satzung sind oberirdische 
Geschosse, die über mindestens 2/3 der Grundfläche ei-
ne lichte Höhe von 2,30 m oder mehr haben. Dabei sind 
oberirdische Geschosse diejenigen, deren Deckenober-
kante im Mittel mehr als 1,40 m über die Geländeober-
fläche hinausragt.

(4)	 Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungs-
plan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse.

	 Weist der Bebauungsplan nur Baumassenzahl aus, so gilt 
als Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,0, 
wobei Bruchzahlen auf die vorhergehende volle Zahl ab-
gerundet werden. 

	 Weist der Bebauungsplan nur die höchstzulässige Ge-
bäudehöhe aus, so gilt als Geschosszahl die festgesetzte 
Höhe geteilt durch 3,0, wobei Bruchzahlen auf die vor-
hergehende volle Zahl abgerundet werden.

	 Sind im Bebauungsplan nur eine Grundflächenzahl und 
eine Geschossflächenzahl festgesetzt, so gilt als Voll-
geschosszahl die Geschossflächenzahl geteilt durch die 
Grundflächenzahl. Dabei werden Bruchzahlen kleiner 
als 0,5 auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet und 
Bruchzahlen gleich oder größer als 0,5 auf die nächstfol-
gende volle Zahl aufgerundet.

	 Ist im Bebauungsplan nur eine Grundflächenzahl, die 
Größe der Grundfläche der baulichen Anlagen oder eine 
Geschossflächenzahl festgesetzt, wird als Zahl der zu-
lässigen Vollgeschosse angesetzt

	 a)  in Kleinsiedlungsgebieten (WS)� 2,0
	 b) in reinen Wohngebieten (WR), allgemeinen
		   Wohngebieten (WA), Ferienhausgebieten � 3,0
	 c)  in besonderen Wohngebieten (WB)                                                         2,7
	 d) in Dorfgebieten  (MD), Mischgebieten (MI)�  2,0
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	 e) in Kerngebieten (MK)� 3,0
	 f) in Gewerbegebieten (GE), Industriegebieten (GI),
              sonstigen Sondergebieten � 3,0
	 g) in Wochenendhausgebieten � 1,0.

	 Dabei werden Bruchzahlen kleiner als 0,5 auf die voraus-
gehende volle Zahl abgerundet und Bruchzahlen gleich 
oder größer als 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet.

	 Soweit sich die Art des Baugebietes nicht aus den Fest-
setzungen eines Bebauungsplanes ergibt, richtet sich die 
Gebietsart nach der auf den Grundstücken in der näheren

	 Umgebung überwiegend vorhandenen Nutzung. Lassen 
sich Grundstücke keinem der unter Buchstabe a) bis g) 
genannten Baugebiete zuordnen, so wird die für Misch- 

	 gebiete geltende Zahl der zulässigen Vollgeschosse zu-
grunde gelegt.

 
	 Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl zugelassen 

oder vorhanden und geduldet, so ist diese zugrunde zu 
legen.

            Im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) bemisst sich 
die Zahl der Vollgeschosse nach der Höchstzahl der nach 
der näheren Umgebung zulässigen Zahl der Vollgeschos-
se. Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) 
ist die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse 
maßgeblich.

 (5)	 Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des 
Bauwerkes nicht feststellbar, werden je vollendeten 3,0 m 
Höhe des Bauwerkes als ein Vollgeschoss gerechnet, so-
weit in dem Bauwerk überhaupt Abwasser anfallen kann.

 (6) 	 Grundstücke, auf denen keine Bebauung zulässig ist, gel-
ten als eingeschossig bebaubar. 

 (7)	 Grundstücke, auf denen nur Garagen und Stell-
plätze gebaut werden dürfen, gelten als einge-
schossig bebaubare Grundstücke. Ist nach den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes mehr als ein Ga-
ragengeschoss zulässig oder im Einzelfall genehmigt, 
so ist jeweils die höhere Geschosszahl anzusetzen. 

 (8)	 Wird ein Grundstück nur im Hinblick auf die Nieder-
schlagswasserbeseitigung durch die zentrale öffentliche 
Entwässerungsanlage gemäß § 2 erschlossen, so errech-
net sich der Beitrag ausschließlich aus der anrechenbaren 
Grundstücksfläche gemäß § 3 Abs.1 und 2.

§ 4
Beitragsmaßstab im Entsorgungsgebiet der 

rechtlich selbständigen Anlagen E II und E III

(1)	 Maßstab für die Bemessung des Anschlussbeitrages ist 
die Beitragsfläche.

(2)	 Die Beitragsfläche ergibt sich durch Vervielfachung 
der beitragspflichtigen Grundstücksfläche mit dem Ge-
schossfaktor. Maßgeblich ist dabei der wirtschaftliche  

Grundstücksbegriff. Grundstück ist demgemäß unab-
hängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusam-
menhängende Grundbesitz eines Eigentümers, der eine  
selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.

(3)	 Der Geschossfaktor beträgt bei maximal eingeschossigen 
Bebauung 1,0. Für jedes weitere Vollgeschoss erhöht er 
sich um 0,4. Bezüglich des Begriffs des Vollgeschosses 

          gilt die Regelung in § 3 Abs. 3 entsprechend.

(4)	 Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungs-
plan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. 

	 Weist der Bebauungsplan nur Baumassenzahl aus, so gilt 
als Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5, wo-
bei Bruchzahlen auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet werden. 

	 Weist der Bebauungsplan nur die höchstzulässige Gebäu-
dehöhe aus, so gilt als Geschosszahl die festgesetzte Höhe 
geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf die nächstfolgen-
de volle Zahl aufgerundet werden.

	 Sind im Bebauungsplan nur eine Grundflächenzahl und 
eine Geschossflächenzahl festgesetzt, so gilt als Voll-
geschosszahl die Geschossflächenzahl geteilt durch die 
Grundflächenzahl. Dabei werden Bruchzahlen kleiner 
als 0,5 auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet und 
Bruchzahlen gleich oder größer als 0,5 auf die nächstfol-
gende volle Zahl aufgerundet.

	 Ist im Bebauungsplan nur eine Grundflächenzahl, die Grö-
ße der Grundfläche der baulichen Anlagen oder eine Ge-
schossflächenzahl festgesetzt, wird als Zahl der zulässigen 
Vollgeschosse angesetzt

	 a)  in Kleinsiedlungsgebieten (WS)                                                                 2,0
	 b) in reinen Wohngebieten (WR), allgemeinen
		    Wohngebieten (WA), Ferienhausgebieten � 3,0
	 c) in besonderen Wohngebieten (WB)� 2,7
 	 d) in Dorfgebieten (MD), Mischgebieten (MI)� 2,0
	 e) in Kerngebieten (MK)    �  3,0
	 f) in Gewerbegebieten (GE), Industriegebieten (GI),
              sonstigen Sondergebieten� 3,0
	 g) in  Wochenendhausgebieten     � 1,0.
           
	 Dabei werden Bruchzahlen kleiner als 0,5 auf die voraus-

gehende volle Zahl abgerundet und Bruchzahlen gleich 
oder größer als 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl  
aufgerundet.

 	 Soweit sich die  Art des Baugebietes nicht aus den Festset-
zungen eines Bebauungsplans ergibt, richtet sich die Ge-
bietsart nach der auf den Grundstücken in der näheren Um-
gebung überwiegend vorhandenen Nutzung. Lassen sich 
Grundstücke keinem der unter Buchstabe a) bis g) genann-
ten Baugebiete zuordnen, so wird die für Mischgebiete gel-
tende Zahl der zulässigen Vollgeschosse zugrunde gelegt.    

	 Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl zugelassen 
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oder vorhanden und geduldet, so ist diese zugrunde zu 
legen.

 	 Im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) bemisst sich 
die Zahl der Vollgeschosse nach der Höchstzahl der nach 
der näheren Umgebung zulässigen Zahl der Vollgeschos-
se. Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) 
ist die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse 
maßgeblich.

	 Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), auf denen 
nur Garagen, Stellplätze, Lagerplätze, Campingplätze, 
Lauben, niedrige Ferien- und Wochenendhäuser u. ä. Be-
bauungen, ohne ein Vollgeschoss im Sinne des § 3 Abs. 3 
dieser Satzung zu verwirklichen, errichtet werden dürfen, 
gelten als eingeschossig bebaubare Grundstücke.  

(5)	 Bei Grundstücken im Außenbereich gilt als beitragspflich-
tige Grundstücksfläche die Grundfläche der Bebauungen, 
die zur Sicherung der Erschließung nach Maßgabe des Bau-
ordnungsrechts mit Anlagen zur Beseitigung des bei ihrer 
Nutzung anfallenden Abwassers auszustatten sind. Die 
Grundfläche dieser Bebauungen ist durch die Grundflä-
chenzahl 0,2 zu teilen. Die so ermittelte Grundstücksflä-
che darf die tatsächliche Fläche des bebauten Grundstücks 
nicht überschreiten und wird den Bebauungen dergestalt 
zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Ab-
stand von den Außenkanten der Bebauungen verlaufen, 
wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze 
durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergän-
zung auf  dem Grundstück erfolgt. Die Lage und Größe der 
Abgeltungsfläche ist im Bescheid durch Beifügung eines 
Flurkartenauszugs auszuweisen.

§ 5
Beitragssatz

(1)	 Der Beitragssatz für die Herstellung und Anschaffung 
der öffentlichen Entwässerungsanlagen beträgt für die 
rechtlich selbständige Anlage E I 

	 0,82 Euro je angefangenem m² modifizierter Grund-
stücksfläche. Für die rechtlich selbständige Anlage E I 
werden bei der Anschlussmöglichkeit nur für Schmutz-
wasser 70 v.H., nur für Niederschlagswasser 30 v. H. des

          Beitrages erhoben.

(2)	 Der Beitragssatz für die Herstellung und Anschaffung 
der öffentlichen Entwässerungsanlagen beträgt für die 
rechtlich selbständige Anlage E II

          2,89 Euro je angefangenem m² Beitragsfläche.

(3)	 Der Beitragssatz für die Herstellung und Anschaffung 
der öffentlichen Entwässerungsanlagen beträgt für die 
rechtlich selbständige Anlage E III

          1,77 Euro je angefangenem m² Beitragsfläche.

§ 6
Entstehung der Beitragspflicht

(1)       Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die 

zentrale öffentliche  Entwässerungsanlage angeschlossen 
werden kann, frühestens jedoch mit dem Inkrafttreten ei-
ner wirksamen Beitragssatzung. Im Falle des § 2 Abs. 3 
entsteht die  Beitragspflicht mit dem Anschluss.

(2)	 Der Verband kann gemäß § 8 Abs. 8 KAG Brandenburg 
auf die künftige Beitragsschuld angemessene Vorausleis-
tungen verlangen, sobald mit der Durchführung der Maß-
nahme begonnen worden ist.

§ 7
Beitragsschuldner

(1)	 Beitrags- bzw. Vorausleistungsschuldner ist derjeni-
ge, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheides bzw. Vorausleistungsbescheides Eigentümer des 
Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbau-
recht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte.
Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt 
der Nutzer an die Stelle des Eigentümers. Nutzer sind 
die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21. 
September 1994 (BGBl. I S. 2457) genannten natürlichen 
oder juristischen Personen des privaten und des öffent-
lichen Rechts. Die Beitragspflicht dieses Personenkrei-
ses entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt des Erlasses des 
Beitragsbescheides bzw. Vorausleistungsbescheides das 
Wahlrecht über die Bestellung eines Erbbaurechts oder 
den Ankauf des Grundstücks gemäß den §§ 15 und 16 des  
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und 
gegen den Anspruch des Nutzers keine der nach dem Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetz statthaften Einreden und 
Einwendungen geltend gemacht worden sind; anderen-
falls bleibt die Beitragspflicht des Grundstückseigentü-
mers unberührt.

 (2)	 Mehrere Beitragspflichtige bzw. Vorausleistungspflich-
tige haften als Gesamtschuldner.

§ 8  
Fälligkeit des Beitrages

Der Anschlussbeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des 
Beitragsbescheides fällig. Gleiches gilt für nach § 6 Abs. 2 fest-
gesetzte Vorausleistungen.				         

§ 9
Pflichten des Beitragsschuldners

Der Beitragsschuldner hat alle Tatsachen, deren Kenntnis für 
die Bestimmung der Beitragspflicht bedeutsam ist, dem Ver-
band zu offenbaren und deren Veränderung unverzüglich an-
zuzeigen. Der Beitragsschuldner hat innerhalb angemessener 
Frist die vom Verband erbetenen Auskünfte zur Bestimmung 
der Beitragspflicht zu erteilen und dem Verband die zum Nach-
weis erforderlichen Unterlagen zur Einsicht zu überlassen. Der 
Beitragsschuldner hat das Betreten seines Grundstücks durch 
einen Beauftragten des Verbandes zu dulden, wenn es not-
wendig ist um die Bemessungsgrundlage der Beitragsfestset-
zung festzustellen oder zu überprüfen. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
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entsprechend für den Vorausleistungsschuldner.

§ 10  
Inkrafttreten

                                                     
Die Abwasseranschlussbeitragssatzung tritt rückwirkend 
zum 26.08.2011 in Kraft.

Guben, den 29.06.2015
 

 
i.V. F. Mahro	 T. Hähle 
Verbandsvorsteher	 Vorsitzender der Verbandsversammlung

Anlage 1
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Bekanntmachungsanordnung!

Vorstehende Anschlussbeitragssatzung des GWAZ, beschlossen am 29.06.2015 
durch die Verbandsversammlung mit Beschluss Nr. VV 32/15, wird hiermit nach 
den Bestimmungen der Verbandssatzung des Gubener Wasser- und Abwasser-
zweckverbandes bekannt gemacht.
Nach § 3 Abs. 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg ist eine Ver-
letzung der Verfahrens- und Formvorschriften, die in der Kommunalverfassung 
enthalten oder aufgrund der Kommunalverfassung erlassen worden sind, unbe-
achtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung schriftlich, 
unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel 
ergibt oder eine Rechtsverletzung begründen könnte, gegenüber dem Gubener 
Wasser- und Abwasserzweckverband geltend gemacht worden ist.

Guben, den 30.06.2015
 
 
i.V. F. Mahro 
Verbandsvorsteher

Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2014
des Gubener Wasser- und Abwasserzweckverbandes

Der mit Beschluss Nr. VV 27/15 der Verbandsversammlung des Gubener Was-
ser- und Abwasserzweckverbandes vom 29.06.2015 festgestellte Jahresabschluss 
2014 einschließlich Bestätigungsvermerk liegt gemäß § 82 Abs. 5 Kommunal-
verfassung  des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 03.08.2015 bis zum 
14.08.2015 in den Geschäftsräumen des GWAZ, in 03172 Guben, Kaltenborner 
Straße 91 (Einfahrt: Erich-Weinert-Straße), von 9:00 Uhr bis 15:00 Uhr im Raum 
12b  öffentlich zur  Einsichtnahme aus. 

Guben, 30.06.2015

i.V. F. Mahro
Verbandsvorsteher


